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Sehr geehrter Herr Ministerpräsident McAllister!

Mit diesem Schreiben will ich Ihre Aufmerksamkeit auf die menschlich untragbare

Situation der Familie Ahmed Siala/ Gazale Salame aus Hildesheim richten, über 

die Herr Heiko Kauffmann Sie in seiner Eingabe vom 5. Dezember 2011 im Namen der wichtigen Menschenrechts-Hilfsorganisation „Pro Asyl“ informiert hat. 

Zugleich will ich Sie darum bitten, durch Ihr Eingreifen zu veranlassen, dass hier 

endlich Unrecht beendet wird und Menschlichkeit Einzug findet.


        Bekanntlich verpflichtet unsere Rechtsordnung uns alle auf Respektierung, Schutz und Gewährleistung der Grund- und Menschenrechte, zu denen auch die persönliche Sicherheit und der Schutz von Familie und Kindern gehören; dazu haben das BVerfG, aber auch der Europäische Menschenrechtsgerichtshof in Strassburg vielfach eindeutige Entscheidungen getroffen; beide haben auch immer wieder herausgehoben, dass unsere Rechtsordnung alle staatliche Gewalt auch auf Gesetz u n d Recht  verpflichten – und zu beiden gehört selbstverständlich auch die –Verpflichtung, unmenschliche Verwaltungsentscheidungen zu korrigieren. 

             Als frühere Bundesministerin der Justiz ist es mir – wie ganz sicherlich auch Ihnen – mehrfach begegnet, dass solche Entscheidungen aufgehoben werden mussten. 

             Als Mitglied der überparteilich zusammengesetzten „Hochrangigen Expertengruppe Zuwanderung“ der Deutschen Stiftungen, die unter Leitung der ehemaligen Bundes- bzw. Landesminister Dr. Peter Struck (SPD) und Armin Laschet ( CDU) mit hervorragenden Persönlichkeiten wie der ehemaligen Präsidentin des Deutschen Bundestages, Süßmuth, sowie es ehemaligen Bundesfinanzministers Dr. Theo Waigel (CSU) tagte, haben wir eine ganze Reihe vergleichbarer „Fälle“ betrachtet – und dabei immer wieder festgestellt, dass sie durch menschlichen Einsatz der vorhandenen rechtlichen Instrumente  natürlich vernünftig und den Geboten unserer Verfassung entsprechend gelöst werden können.

Darum bitte ich Sie auch in diesem Fall, damit die betroffenen Familienangehörigen endlich zu ihrem Recht kommen. 

Mit bestem Gruß 

Ihre

(Däubler-Gmelin)

